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7920	 Richtlinie für die Gewährung  
von Zuwendungen aus den  

Mitteln der Jagdabgabe

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für  

Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten 

vom 20. Januar 2021 (105-63 303/2018-6#42)

1	 Die Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Umwelt, Ener-
gie, Ernährung und Forsten vom 2. November 2020 (105-
63 303/2018-6#7) – MinBl. S. 279 – wird wie folgt geändert:

Nummer 4.2.1.1 erhält folgende Fassung:

„4.2.1.1	 Festbetragsfinanzierung:

In allen geeigneten Fällen erfolgt die Teilfinanzierung 
mit einem festen Betrag an den zuwendungsfähigen 
Ausgaben.

Für folgende Maßnahmen erfolgt die Bewilligung in 
Form von Fallpauschalen in nachfolgend genannter 
Höhe:

Maßnahme Fallpauschale
Veranstaltungen zur überörtlichen 
Aus-, Fort- und Weiterbildung 
nach Nummer 2.1.1
für Lehrgänge mit mindestens 
10 Teilnehmern/Teilnehmerinnen
je eintägiger Lehrgang oder ers-
ten Lehrgangstag bei mehrtägigen 
Veranstaltungen: 1.240 Euro
je weiterem Lehrgangstag bei 
mehrtägigen Veranstaltungen: 720 Euro
je sonstigem jagdspezifischen 
Fachvortrag: 400 Euro
Lehrgänge nach Nummer 2.2.1
je teilnehmender/m Hundeführerin 
oder Hundeführer: 65 Euro
Anerkennung, Verwaltung und För-
derung von Schweißhundeführe-
rinnen und Schweißhundeführern 
nach Nummer 2.3.1
je anerkannter Schweißhundefüh-
rerin bzw. anerkanntem Schweiß-
hundeführer und Jahr: 200 Euro
Haltung und Einsatz von Schweiß-
hunden nach Nummer 2.3.2
je anerkannter Schweißhundefüh-
rerin bzw. Schweißhundeführer 
und Hund und Monat: 140 Euro
Ehrenpreise bei Jagdhornbläser-
wettbewerben mit landesweiter 
Bedeutung nach 2.5.1
je Wertungsklasse: 300 Euro
die Kreisverwaltung oder Verwal-
tung der kreisfreien Stadt erhält 
für den
-	 Verwaltungsaufwand nach Num-

mer 2.10.1
eine pauschale Zuweisung ma-
ximal in Höhe
•	 eines monatlichen Pauschal-

betrages:
•	 eines monatlichen Satzes je 

Jagdbezirk:

102,26 Euro*
 

1,02 Euro*

-	 Verwaltungsaufwand nach Num-
mer 2.10.2
je kontrolliertem Stück Scha-
lenwild, mit Ausnahme des in 
nicht verpachteten kommuna-
len und staatlichen Jagdbezir-
ken erlegten Schalenwildes, 
eine pauschale Zuweisung in 
Höhe von: 5 Euro*

Verwaltungsaufwand nach Num-
mer 2.11
je Hegegemeinschaft: 250 Euro
je der Hegegemeinschaft ange-
schlossenem Jagdbezirk: 8 Euro

*	siehe Schreiben des MULEWF vom 9. Mai 2011 
(Gz. 105-63 313/2010-55#13)“.

2	 Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tage nach ihrer Veröffent-
lichung in Kraft.

MinBl. 2021, S. 30

9109	 Förderung von Investitionen  
in den Radverkehr durch das Sonderprogramm  

„Stadt und Land“ in Rheinland-Pfalz
Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Wirtschaft,  

Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau  

vom 26. Januar 2021 (8704)

1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen
1.1	 Das Land Rheinland-Pfalz gewährt auf Basis der zwi-

schen dem Bund und den Ländern abgeschlossenen 
Verwaltungsvereinbarung Sonderprogramm „Stadt und 
Land“ vom 05.11./22.12.2020 Zuwendungen zu Inves-
titionen in den Radverkehr. Dieses Finanzhilfeprogramm 
ist Bestandteil des Klimaschutzprogrammes 2030 der 
Bundesregierung zur Umsetzung des Klimaschutzplans 
2050. 
Mit dem Sonderprogramm „Stadt und Land“ soll insbe-
sondere der Aufbau eines sicheren, in lückenlosen Net-
zen geplanten und mit geringen Verlustzeiten nutzbaren 
Radverkehrssystems gefördert werden. Ein solches 
trägt zu einer nachhaltigen und umweltschonenden Mo-
bilität bei, aggregiert Quelle-Ziel-Verkehre, vermeidet 
Staus und verflüssigt den Verkehr insgesamt. Ziel ist es 
weiter, dabei sowohl in urbanen als auch in ländlichen 
Räumen das Fahrradfahren sicherer und attraktiver für 
die Radfahrenden zu gestalten und einen Umstieg vom 
Kfz auf das Fahrrad zu erreichen. Eine deutliche Verla-
gerung der Verkehre vom Kfz auf das Fahrrad fördert die 
Luftreinhaltung und den Lärmschutz, trägt signifikant 
zum Klimaschutz bei und schützt die Umwelt. 
Die Radverkehrsinfrastruktur muss hohe Anforderungen 
für einen sicheren und attraktiven Radverkehr aller Nut-
zergruppen hinsichtlich einer gut erkennbaren Linien-
führung, der Querschnitt- und Knotenpunktgestaltung 
erfüllen. Sie ist in der Regel getrennt von Flächen ande-
rer Verkehrsarten zu führen. Zur Attraktivitätssteigerung 
des Radverkehrs und der Förderung multimodaler Ver-
kehre müssen auch geeignete und sichere Fahrradab-
stellmöglichkeiten geschaffen werden. 
Die Zuwendungen erfolgen aus Mitteln des Bundes im 
Zeitraum 2020 bis 2023.
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1.2	 Die Gewährung der Zuwendung erfolgt nach Maßga-
be dieser Verwaltungsvorschrift, den §§ 23 und 44 der 
Landeshaushaltsordnung (LHO) vom 20. Dezember 
1971 (GVBl. 1972 S. 2, BS 63-1) in der jeweils geltenden 
Fassung und der Verwaltungsvorschrift zum Vollzug der 
Landeshaushaltsordnung (VV-LHO) vom 20. Dezember 
2002 (MinBl. 2003 S. 22, 324; 2017 S. 340) in der jeweils 
geltenden Fassung. 

1.3	 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der Zu-
wendung besteht nicht. Die Bewilligungsbehörde ent-
scheidet nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel.

2 	 Förderfähige Vorhaben
2.1	 Mit den Finanzhilfen des Bundes sollen Investitionen der 

Länder und Gemeinden in die Radverkehrsinfrastruktur, 
mit Blick auf ein flächendeckendes Angebot bevor-
zugt auch interkommunale Maßnahmen, insbesondere 
Stadt-Umland-Verbindungen einschließlich Maßnah-
men zur Bildung interkommunaler Radverkehrsnetze, 
gefördert werden, die ohne eine finanzielle Beteiligung 
des Bundes erst nach dem Jahr 2023 oder überhaupt 
nicht getätigt würden.

2.2	 Die Finanzhilfen des Bundes für Investitionen in die 
Radverkehrsinfrastruktur werden für solche Investitio-
nen eingesetzt, die durch die gezielte Verbesserung der 
Radinfrastruktur deren Attraktivität und Sicherheit erhö-
hen, einen Beitrag zur Schaffung durchgängiger Netze 
leisten und mindestens entsprechend den bundesweit 
anerkannten technischen Regelwerken, die durch län-
derspezifische Regelwerke ergänzt werden können, ge-
plant und umgesetzt werden.

2.3	 Die Finanzhilfen können insbesondere eingesetzt wer-
den für:
a)	 den Neu-, Um- und Ausbau einschließlich der erfor-

derlichen Planungsleistungen Dritter (außerhalb der 
öffentlichen Verwaltung) und benötigten Grunder-
werb von:
aa)	 straßenbegleitenden, vom motorisierten Indi-

vidualverkehr (MIV) möglichst getrennten Rad-
wegen (auch als Radfahr- und Schutzstreifen 
ausgebildet) einschließlich deren baulichen 
Trennung vom Kfz-Verkehr,

bb)	 eigenständigen Radwegen,
cc)	 Fahrradstraßen und Fahrradzonen,
dd)	 Radwegebrücken oder -unterführungen zur hö-

henfreien Querung; insbesondere von Straßen, 
Schienen- und Wasserwegen im Zuge von Rad-
verbindungen,

ee)	 Knotenpunkten, die die Komplexität reduzieren, 
die Verkehrsströme trennen, eine vollständig 
gesicherte Führung des Radverkehrs vorsehen 
und/oder Sichthindernisse konsequent beseiti-
gen, ebenso der Bau von Schutzinseln und/oder 
deutlich vorgezogenen Haltelinien.

	 Hierzu gehören auch die aus Verkehrssicherheits-
gründen erforderlichen Elemente der verkehrstechni-
schen Ausstattung der Wege einschließlich Beleuch-
tungsanlagen und wegweisender Beschilderung in 
Anlehnung an das Merkblatt zur wegweisenden Be-
schilderung für den Radverkehr.

b)	 den Neu-, Um- und Ausbau der Anlagen des ruhen-
den Verkehrs einschließlich der erforderlichen Pla-
nungsleistungen Dritter (außerhalb der öffentlichen 
Verwaltung) für Fahrräder und Lastenräder von:
aa)	 Abstellanlagen, die eine diebstahlsichere, 

standfeste und stabile Befestigung von Fahr-
rädern ermöglichen, wie beispielsweise An-

lehnbügel oder Doppelstockparksysteme oder 
Fahrradboxen

bb)	 Fahrradparkhäusern an wichtigen Quellen/Zie-
len des Radverkehrs.

c)	 betriebliche Maßnahmen zur Optimierung des Ver-
kehrsflusses für den Radverkehr, die Koordinierung 
aufeinanderfolgender Lichtsignalanlagen, getrennte 
Ampelphasen (Grünphasen) für die unterschiedli-
chen Verkehrsströme zur Verbesserung der Sicher-
heit des Radverkehrs oder des Verkehrsflusses für 
den Radverkehr.

d)	 die Erstellung von erforderlichen Radverkehrskon-
zepten durch Dritte (außerhalb der öffentlichen Ver-
waltung) unter Berücksichtigung der Verknüpfung 
mit anderen Mobilitätsformen, insbesondere dem 
Fußverkehr. Die Ausgaben hierfür sind als vorweg-
genommene Planungskosten erst zusammen mit der 
Umsetzung der ersten daraus folgenden investiven 
Maßnahme heraus förderfähig.

3 	 Zuwendungsempfänger
Zuwendungsempfänger sind Gemeinden und Gemein-
deverbände. 

4 	 Fördervoraussetzungen
4.1	 Voraussetzung für die Förderung ist, dass die Investition

a)	 noch nicht begonnen worden ist,
b)	 bau- und verkehrstechnisch einwandfrei geplant ist,
c)	 unter Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaft-

lichkeit und Sparsamkeit geplant ist,
d)	 eine eigene Verkehrsbedeutung insbesondere für 

Berufs- oder Alltagsverkehre hat und insgesamt eine 
positive Prognose hinsichtlich des Verlagerungspo-
tenziales aufweist, 

e)	 nicht ausschließlich touristischen Verkehren dient 
oder zu dienen bestimmt ist,

f)	 im Rahmen eines integrierten Verkehrskonzeptes 
oder mindestens eines Radverkehrskonzeptes bzw. 
Radnetzes geplant ist,

g)	 dauerhaft, verkehrssicher und nachhaltig – ein-
schließlich Winterdienst – durch die Träger der Stra-
ßenbaulast betrieben und unterhalten werden kann,

h)	 nach Maßgabe der für den jeweiligen Bereich gel-
tenden Rechtsvorschriften barrierefrei gestaltet wird 
und 

i)	 die unterschiedlichen Belange von Frauen und Män-
nern berücksichtigt. 

Bei der Vorhabenplanung sind die zuständigen Beauf-
tragten oder Beiräte für die Belange behinderter Men-
schen anzuhören. Verfügt eine Gebietskörperschaft 
nicht über eine derartige Interessenvertretung, sind bei 
Vorhaben der Ortsgemeinden die oder der Beauftragte 
oder der Beirat der Verbandsgemeinde und, wenn auch 
diese darüber nicht verfügt, die oder der Beauftragte 
oder der Beirat des Landkreises sowie bei Vorhaben der 
Verbandsgemeinden und sonstigen kreisangehörigen 
Gemeinden die oder der Beauftragte oder der Beirat des 
Landkreises anzuhören, andernfalls die entsprechenden 
regional tätigen Verbände im Sinne des § 10 Abs. 4 des 
Landesgesetzes zur Gleichstellung behinderter Men-
schen. Wird innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Unterlagen über die Anhörung keine Stellungnahme der 
angehörten Interessenvertretung abgegeben, gilt die 
Zustimmung zur Vorhabenplanung als erteilt, wenn auf 
die Folgen des Fristablaufs in der Anhörung hingewie-
sen wurde. Auf Antrag kann die Frist um einen Monat 
verlängert werden.
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Zuwendungen dürfen nur für solche Vorhaben bewilligt 
werden, die noch nicht begonnen worden sind. Das für 
die Angelegenheiten des Verkehrs zuständige Ministeri-
um kann im Einzelfall Ausnahmen zulassen. Der Beginn 
des Vorhabens liegt grundsätzlich beim Abschluss ei-
nes der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder 
Leistungsvertrags sowie bei der Aufnahme von Eigen-
arbeiten vor. Bei Baumaßnahmen gelten Planung, Bo-
denuntersuchungen und Grunderwerb nicht als Beginn 
des Vorhabens, es sei denn, sie sind alleiniger Zweck 
der Zuwendung.

4.2	 Das durch die Zuwendung geförderte Vorhaben muss 
grundsätzlich mindestens für die Dauer von 25 Jahren 
nach Inbetriebnahme zweckentsprechend verwendet 
werden. Ausnahmen bilden Vorhaben nach Nummer 2.3 
Buchst. b Doppelbuchst. aa (Abstellanlagen) und 
Buchst. c (betriebliche Maßnahmen), die grundsätzlich 
mindestens für die Dauer von zehn Jahren nach Inbe-
triebnahme zweckentsprechend zu verwenden sind.
Die Bewilligungsbehörde kann nach Teil II Nummer 8.2.4 
zu § 44 Abs. 1 LHO der VV-LHO von einem Widerruf 
des Zuwendungsbescheids absehen, wenn der Zuwen-
dungsempfänger nachweist, dass die Gegenstände für 
den Zuwendungszweck nicht mehr geeignet sind und 
ein vermögenswerter Vorteil nicht mehr gezogen werden 
kann oder die Gegenstände mit Einwilligung der Bewil-
ligungsbehörde für andere förderungsfähige Zwecke 
verwendet werden.

4.3	 Der Zuwendungsempfänger verpflichtet sich, während 
des Baus und nach Fertigstellung in geeigneter Form auf 
die Förderung durch den Bund hinzuweisen. Dabei sind 
das Logo des Bundesministeriums für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur und eine Dachmarke, sobald der Bund 
eine zur Verfügung stellt, zu verwenden. Nach Abschluss 
der Förderung bzw. nach Fertigstellung wichtiger Einzel-
maßnahmen ist die Bundesförderung z.  B. durch Plaket-
ten oder Hinweistafeln dauerhaft darzustellen.

5 	 Art, Umfang und Höhe der Förderung
5.1	 Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss 

in Form einer Anteilfinanzierung zur Projektförderung 
gewährt. 

5.2	 Der Regelfördersatz beträgt bis zu 75 v. H. der förderfähi-
gen Ausgaben, bei finanzschwachen Gemeinden bis zu 
90 v.  H. der förderfähigen Ausgaben. Abweichend von 
Satz 1, 1. Alternative, beträgt – befristet bis zum 31. De-
zember 2021 – der Regelfördersatz bis zu 80 v.  H. der 
förderfähigen Ausgaben. Für die Bestätigung des Vorlie-
gens einer Finanzschwäche ist für große kreisangehörige 
und kreisfreie Städte das Ministerium des Innern und für 
Sport Rheinland-Pfalz, für die Landkreise die Aufsichts- 
und Dienstleistungsdirektion und im Übrigen die Kom-
munalaufsicht bei der Kreisverwaltung zuständig.

5.3	 Förderfähig sind die Ausgaben für Vorhaben nach Num-
mer 2. Die Bewilligungsbehörde (Nummer 6.4) kann zur 
Vereinfachung des Verwaltungsaufwandes Pauschalen 
zur Feststellung der Planungskosten oder der zuwen-
dungsfähigen Investitionskosten einer förderfähigen 
Maßnahme festlegen und anwenden. 

5.4	 Nicht förderfähig sind insbesondere:
a)	 Kosten für Machbarkeitsstudien und Potenzialanaly-

sen,
b)	 Verwaltungskosten (mit Ausnahme der Kosten für er-

forderliche Planungsleistungen Dritter außerhalb der 
Verwaltung),

c)	 Ausgaben, die ein anderer als der Träger des Vorha-
bens zu tragen verpflichtet ist,

d)	 Radschnellwege im Sinne des Artikels 3 Abs. 1 der 
Verwaltungsvereinbarung über die Gewährung von 

Finanzhilfen des Bundes an die Länder nach Arti-
kel 104 b des Grundgesetzes in Verbindung mit § 5 b 
Bundesfernstraßengesetz zum Bau von Radschnell-
wegen in Straßenbaulast der Länder, Gemeinden 
und Gemeindeverbände,

e)	 Umsatzsteuer, soweit diese nach dem Umsatz-
steuergesetz in der Fassung vom 21. Februar 2005 
(BGBl. I S. 386) in der jeweils geltenden Fassung als 
Vorsteuer abziehbar ist.

6 	 Antrags- und Bewilligungsverfahren, Abwicklung 
der Förderung

6.1	 Dem Förderantrag sind insbesondere folgende Unterla-
gen beizufügen:
a)	 Erläuterungsbericht,
b)	 Kostenberechnung,
c)	 Angaben zur Gesamtfinanzierung des Vorhabens mit 

jahresbezogenem Finanzierungsplan,
d)	 Übersicht über die Haushalts- und Finanzlage nach 

Teil II Anlage 1 zu § 44 Abs. 1 LHO der VV-LHO sowie 
eine Berechnung der Folgekosten oder gegebenen-
falls eine Wirtschaftlichkeitsberechnung,

e)	 Angaben zum Bauzeitablauf,
f)	 Angaben zur Baugenehmigung bzw. zum Baurecht,
g)	 Planungsunterlagen, 
h)	 Stellungnahme des zuständigen Beauftragten oder 

des Beirats für die Belange behinderter Menschen,
i)	 Bestätigung, dass die Investition ohne eine finanziel-

le Beteiligung des Bundes erst nach dem Jahr 2023 
oder überhaupt nicht getätigt würde,

j)	 in Abhängigkeit des Vorhabens Angaben zur Unfall-
statistik, zur CO2-Einsparung, zu den Nutzerzahlen, 
zum Verlagerungspotenzial und zur Verbesserung für 
Lastenräder. 

6.2	 Gemeinden, die aufgrund ihrer Finanzschwäche einen 
erhöhten Fördersatz nach Nummer 5.2 Satz 1 beantra-
gen, fügen dem Förderantrag eine entsprechende Be-
stätigung der für sie nach Nummer 5.2 Satz 3 zuständi-
gen Stelle bei.

6.3	 Bei den Zuweisungen für Investitionen aus Anlass der 
Umsetzung der Verwaltungsvereinbarung Sonderpro-
gramm „Stadt und Land“ zwischen dem Bund und 
den Bundesländern handelt es sich um die Gewährung 
von Finanzhilfen nach Artikel 104 b Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes. Infolgedessen ist eine Prüfung der Auf-
sichtsbehörde nach Teil II Nummer 3.5.1 zu § 44 Abs. 1 
LHO der VV-LHO, ob der Antragsteller den im Finanzie-
rungsplan vorgesehenen Eigenanteil sowie die Folge-
kosten des Vorhabens ohne Gefahr für seine dauernde 
Leistungsfähigkeit tragen kann (kommunalaufsichtliche 
Stellungnahme), entbehrlich. Im Übrigen werden die In-
vestitionsmaßnahmen aus den in Nummer 1.1 dargeleg-
ten dringenden Gründen des Gemeinwohls – insbeson-
dere des Klimaschutzes – für notwendig erklärt.
Die Bewilligungsbehörde leitet die Unterlagen nach 
Nummer 6.1 Buchst. c und d an die Kommunalauf-
sichtsbehörde zur Kenntnis weiter.

6.4	 Der Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz (LBM) ist 
sowohl zuständige Bewilligungsbehörde als auch Bau-
verwaltung im Sinne der baufachlichen Ergänzungsbe-
stimmungen (ZBau) gemäß Teil II Nummer 6.2 zu § 44 
Abs. 1 LHO der VV-LHO. 

6.5	 Der LBM stellt die für die Antragstellung, den Mittelab-
ruf und den Verwendungsnachweis erforderlichen Infor-
mationen auf seiner Internetseite (https://lbm.rlp.de/de/
service/formulare) bereit. 
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6.6	 Die allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendun-
gen zur Projektförderung an kommunale Gebietskörper-
schaften und Zweckverbände (ANBest-K) gemäß Teil II 
Nummer 5.1 zu § 44 Abs. 1 LHO der VV-LHO sind zum 
Bestandteil des Bewilligungsbescheids zu machen.

7 	 Inkrafttreten
Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tage nach der Ver-
öffentlichung in Kraft.

MinBl. 2021, S. 30

II.

Staatskanzlei
Erlöschen eines Exequaturs;
h i e r :  Herr Willi Drechsler, 

Honorarkonsul der Republik Sierra Leone  
in Denkendorf

Bekanntmachung der Staatskanzlei  

vom 3. Februar 2021 (0213-0022#2019/0029)

Das Herrn Willi Drechsler erteilte Exequatur als Honorarkonsul der 
Republik Sierra Leone in Denkendorf ist mit Ablauf des 31. De-
zember 2021 erloschen. Die honorarkonsularische Vertretung in 
Denkendorf ist somit geschlossen.
Der Konsularbezirk umfasste auch das Land Rheinland-Pfalz.

MinBl. 2021, S. 33

Ministerium für Soziales,  
Arbeit, Gesundheit und Demografie

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen  
zur Förderung von Maßnahmen der assistierten  
Reproduktion durch das Land Rheinland-Pfalz  

(Förderrichtlinie Assistierte Reproduktion)

Rundschreiben des Ministeriums für Soziales,  

Arbeit, Gesundheit und Demografie  

vom 25. Januar 2021 (3422-0001-0601 639)

Das Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie 
(MSAGD) gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie und der all-
gemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen, im Rahmen zur 
Verfügung stehender Haushaltsmittel, Zuwendungen für Maßnah-
men der assistierten Reproduktion.

1	 Rechtsgrundlage und Verwendungszweck
1.1	 Das Land Rheinland-Pfalz gewährt gemeinsam mit 

dem Bund zu gleichen Teilen nach den Bestimmungen 
zu § 44 Abs. 1 der Verwaltungsvorschrift zum Vollzug 

der Landeshaushaltsordnung (VV-LHO) vom 20. De-
zember 2002 (MinBl. 2003 S. 22, 324; 2017 S. 340) in 
der jeweils geltenden Fassung. Zuwendungen für Maß-
nahmen der assistierten Reproduktion. Die Gewäh-
rung solcher Zuwendungen erfolgt außer bei gleichge-
schlechtlichen weiblichen Paaren gemeinsam mit dem 
Bund zu gleichen Teilen nach Maßgabe dieser Richtlinie 
sowie der Richtlinie des Bundesministeriums für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend über die Gewährung 
von Zuwendungen zur Förderung von Maßnahmen der 
assistierten Reproduktion vom 29. März 2012, in der 
jeweils geltenden Fassung. Antragstellerinnen und An-
tragstellern auf Gewährung einer Landeszuwendung für 
die Inanspruchnahme von Maßnahmen der assistierten 
Reproduktion stellen mit diesem zugleich auch einen 
Antrag auf eine Bundeszuwendung auf Grundlage der 
Bundesförderrichtlinie. Der Bundes- und Landesanteil 
der Zuwendungen wird über die Bewilligungsbehörde 
des Landes Rheinland-Pfalz an die Antragstellerinnen 
und Antragsteller ausgezahlt. Der Bund stellt dem Land 
Rheinland-Pfalz entsprechende Mittel zur Verfügung 
(siehe Verwaltungsvereinbarung mit dem BMFSFJ).

1.2	 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung der Zuwendung 
besteht nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungs-
behörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. Sind vonsei-
ten des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend für die Gewährung von Zuwendungen 
zur Förderung von Maßnahmen der assistierten Repro-
duktion keine Haushaltsmittel mehr verfügbar, kann die 
fehlende Zuwendung des Bundes nicht über das Land 
Rheinland-Pfalz ausgeglichen werden.

2	 Gegenstand der Förderung
Gefördert werden Behandlungen nach Art der In-Vitro-
Fertilisation, im Folgenden IVF genannt, und Intrazyto-
plasmatischer Spermieninjektion, im Folgenden ICSI 
genannt, im ersten bis vierten Behandlungszyklus.

3	 Zuwendungsempfängerinnen oder Zuwendungs-
empfänger
Zuwendungsempfänger sind heterosexuelle Ehepaa-
re oder heterosexuelle Paare, die in einer auf Dauer 
angelegten nicht ehelichen Lebensgemeinschaft le-
ben, ebenso wie gleichgeschlechtliche weibliche Le-
benspartnerschaften nach dem Lebenspartnerschafts-
gesetz oder gleichgeschlechtliche weibliche Ehepaare 
und gleichgeschlechtliche weibliche Paare, die in einer 
auf Dauer angelegten nicht ehelichen Lebensgemein-
schaft leben.

4	 Zuwendungsvoraussetzungen
4.1	 Zuwendungen können nur gewährt werden, wenn

a)	 das Paar seinen Hauptwohnsitz in Rheinland-Pfalz 
hat.

b)	 das Paar sich einer Behandlung nach Nummer 2 die-
ser Richtlinie unterzieht.

c)	 bei unverheirateten heterosexuellen Paaren, die sich 
in einer auf Dauer angelegten Lebensgemeinschaft 
im Sinne von Nummer 4 Satz 2 der Richtlinie des 
Bundesministeriums für Familien, Senioren, Frauen 
und Jugend über die Gewährung von Zuwendungen 
zur Förderung von Maßnahmen der assistierten Re-
produktion befinden, die medizinische Notwendig-
keit von Maßnahmen der assistierten Reproduktion 
aufgrund von krankheitsbedingter Kinderlosigkeit 
ärztlich festgestellt ist.

d)	 bei gleichgeschlechtlichen weiblichen Paaren, die 
sich in einer auf Dauer angelegten Lebensgemein-
schaft befinden, die medizinische Notwendigkeit von 
Maßnahmen der assistierten Reproduktion aufgrund 


